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nhalt. 
Der politiſche Beamte als ſtaatsanwaltſchaftliches Organ. Von 
Ernſt Oſer. 


Mittheilungen aus der Praxis: 


Zum Begriffe der Beſcholtenheit im Sinne des Art. III des Geſetzes v. 5. März 
1862, R. G Bl. Nr. 18. Aus weiſung einer Perſönlichkeit aus dem Ge⸗ 
meindegebiete, durch deren Aufenthalt in der Gemeinde die öffentliche Ruhe 
und Ordnung in derſelben gefährdet erſcheint. 

Wenn der Gemeindevorſteher an den geſetzwidrigen Handlungen der ihm unter⸗ 
geordneten Beamten ſich unmittelbar nicht betheiligt hat, ſo iſt er auch nicht 
verpflichtet, den durch dieſe Beamten verurſachten materiellen Schaden zu 


erſetzen. 
Grüfte bilden keinen Gegenſtand des Verkehrs und können nicht in Execution 
gezogen werden. 
Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 
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Ber politifche Beamte als ſtaatsanwaltſchaftliches 
Brgan. 
Von Eruſt Oſer. 


Die Frage über den Werth des Inſtitutes der öffentlichen An⸗ 
kläger bei den Bezirksgerichten wird gegenwärtig vielfach beſprochen *). 
Es dürfte daher auch zeitgemäß ſein, die Vortheile und Nachtheile zu 


x *) Der den Gegenſtand betreffende Geſetzesantrag des Abgeordneten 
r welcher bereits die erſte Xefung im Abgeordnetenhauſe paſſirt hat, 
autet: 

„Gefez womit die Beſtimmungen der Strafproceßordnung über die Straf⸗ 
verfolgung in Uebertretungsfällen abgeändert werden. $ 1. Zu den Verrichtungen 


der Staatsanwaltſchaft bei den Bezirksgerichten in Uebertretungsfällen können, 


ſoweit fie nicht der Staatsanwalt perſönlich oder durch einen Stellvertreter aus- 
übt ($ 31 St. P. O.), Beamte der Staatspolizei oder die zur Ausübung der 
Gemeindepolizei berufenen Mitglieder des Gemeindevorſtandes, beziehungsweiſe 
des Magiſtrates jener Gemeinde berufen werden, in welcher das Bezirksgericht 
ſeinen Sitz hat. — 8 2. Befindet ſich am Sitze des Bezirksgerichtes kein nach 
8 1 zu den Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft berufenes Organ der Staats⸗ 
oder Gemeindepolizti, oder iſt das hiezu berufene Organ an der perſönlichen 
Ausübung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Verrichtungen in einzelnen Fällen ver⸗ 
hindert, ſo iſt die Strafanzeige ſelbſt als Strafverfolgung zu betrachten, und es 
hat deren bei der mündlichen Verhandlung durch den Richter oder Protokoll⸗ 
führer vorgenommene Verleſung die Wirkung der nach den 88 451 und 457 
St. P. O vom öffentlichen Ankläger auf Anwendung des Geſetzes und auf 
geſetzliche Beſtrafung zu ftellenden Anträge. — 8 3. Wie in Fällen dieſer Art 
(8 2) der Staatsanwalt oder deſſen Stellvertreter von den Verfügungen und 
Entſcheidungen der Bezirksgerichte zum Zwecke der Anwendung der ihm geſetzlich 


1 DEn, Rechtsmittel in Kenntniß zu ſetzen ſei, wird im Verordnungswege 
geregelt.“ 
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erörtern, welche dieſe Einrichtung für den politiſchen Dienſt, in Folge 


Beſorgung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionen durch politiſche 
Beamte, mit ſich bringt und die Wahrnehmungen durch Beiſpiele aus dem 
praktiſchen Leben zu erläutern. 

| Durch den Umſtand, daß die Bezirkshauptmannſchaft vielfach 
als eine Behörde zweiter Inſtanz fungirt und durch die Ueberlaſtung 
mit reiner Schreibtiſcharbeit wird der politiſche Beamte dem unmittel⸗ 
baren Leben größtentheils entzogen. Auch zur Kenntniß der Sicherheits⸗ 
verhältniſſe ſeines Bezirkes gelangt er gewöhnlich nur durch die Gen⸗ 
darmerie⸗Wochenrapporte, ſeltener durch perſönliche Erfahrung oder 
durch die Amtsacten. 

| Die Beſorgung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionen bietet 
nun dem Beamten der Bezirkshauptmannſchaft vor Allem den Vortheil, 
daß er die ſittlichen Zuſtände und Sicherheits verhält— 
niſſe des Gerichtsbezirkes ſeines Amtsſitzes durch un⸗ 
mittelbare Anſchauung genauer kennen lernt. Die Gerichts⸗ 
acten, noch mehr die Hauptverhandlungen malen in lebendigen Farben, 
gleichſam in einer laterna magica, die Bevölkerung, fie entrollen 
Sittenbilder einzelner Familien, Geſellſchaftsgruppen, Ortſchaften, deren 
Kenntniß für den politiſchen Beamten von großer Bedeutung iſt; die 
Eharaktere und Perſönlichkeiten zeigen ſich hier in den mannigfachſten 
Lebenslagen und klarer als im gewöhnlichen Leben. Die Gendarmerie⸗ 
Rapporte ſind meiſt nur eine Patrouillen⸗Ueberſicht, enthalten viele 
politiſche Uebertretungen, berichten nur über die Geſetzes verletzungen 
bezüglich welcher die Gendarmerie perſönlich einſchritt und enthalten 
meiſt dürftige Nachrichten über ein Ereigniß; viele Strafanzeigen 
werden direct bei den Gerichtsbehörden oder der Gemeinde eingebracht 
und die Rapporte enthalten darüber nichts. Bei der Hauptverhandlung 
lernt man aber alle angezeigten Uebertretungen und Alpha bis Omega 
der ganzen Begebenheit kennen. Was über die Anzeigen der Gen⸗ 
darmerie erfolgte, welches Reſultat die Straſverhandlung hat, erfährt 
der politiſche Beamte erſt bei Gericht; im fortwährenden Verkehre mik 
dem Unte ſuchungsrichter gelangt er auch zur Kenntniß der Verhand⸗ 
lungen über Verbrechen und Vergehen. 

Die hierdurch erlangte Ueberſicht und Kenntniß aller 
Vorfälle bietet dem politiſchen Beamten Gelegenheit, 
wahrgenommenen Uebelſtänden abzuhelfen und die auf 
dieſe Weiſe ermöglichte Verbindung der repreſſiven 

mit der präventiven Thätigkeit ſcheint mir auch eine der 
glücklichſten Seiten des Inſtitutes der ſtaatsanwaltſchaft⸗ 
lichen Functionirung politiſcher Bezirksbeamten zu fein. 

Zur Beleuchtung ſollen hier einige Beiſpiele aus der Praxis 
angeführt werden. 

Der Verfafſer fand, daß der Urſprung einer großen Mehrzahl 
der im Bezirke vorgekommenen Uebertretungen gegen öffentliche Anſtal⸗ 
ten und Vorkehrungen, gegen die Sicherheit des Lebens und der 
Geſundheit und gegen die öffentliche Sittlichkeit auf das ſogenannte 
Leutgeb⸗ und Buſchenſchankweſen zurückgeführt werden könne. Dieſe dem 


30 


Bezirkshauptmanne mitgetheilten Erfahrungen gaben den Anſtoß, daß, 


in dieſer Angelegenheit der Statthalterei eingehend berichtet und die 
Aufhebung oder Reſtringirung dieſes Inſtitutes gelegentlich der Um⸗ 
arbeitung der Gewerbeordnung beantragt wurde. 

Der Schreiber dieſer Zeilen machte in einer Reihe von Verhand⸗ 
lungen die Wahrnehmung, daß in der Ortſchaft K. die Achtung vor 
den Gemeindeorganen ſehr geſunken ſei und daß dort Rauſhändel und 
boshafte Beſchädigungen fremden Eigenthumes an der Tagesordnung 
ſeien. Ueber den darüber dem Bezirkshauptmanne erſtatteten Bericht 
wurde in dieſer Ortſchaft die Sperrſtunde herabgeſetzt, Tanz⸗ und 
Muſiklicenzen eingeſchränkt, eine ſcharfe Controle der Befolgung dieſer 
Maßregeln eingeführt und weitere Ausnahmsmaßregeln angedroht. Das 
Reſultat dieſes Zuſammenwirkens der Gerichts- und politiſchen Be⸗ 
hörden war ein ſehr günſtiges, denn in dieſer Ortſchaft kamen ſeit 
Jahresfriſt die angeführten Uebertretungen nicht mehr vor, obwohl die 
verhängten Maßregeln nachträglich aufgehoben wurden. In T. konnte 
die Gemeindevorſtehung der öffentlichen Gewaltthätigkeiten und ver⸗ 
ſchiedener Uebertretungen nicht mehr Herr werden; die Mittheilung 
dieſer Verhältniſſe durch den Functionär veranlaßte den Bezirkshaupt⸗ 
mann, für die Aufſtellung eines Gendarmerie⸗Einzelnpoſtens in dieſer 
Gemeinde zu ſorgen; ſeitdem nun dieſer Poſten aufgeſtellt iſt, ſind dort 
die Polizeizuſtände ganz befriedigend. 


Ein weiterer Vortheil der Beſorgung der ſtaatsanwaltſchaftlichen 
Agenden durch den politiſchen Beamten iſt der, daß der ſtaats⸗ 
an waltſchaftliche Funetionär, (den man bezeichnender „Polizei⸗ 
anwalt“ nennen könnte), die Gendarmeriem annſchaſt dadurch 
genauer kennen lernt, daß die Strafacten und Verhandlungen 
über Verwendbarkeit, Energie, Benehmen, Fleiß oder die umgekehrten 
Eigenſchaften der Gendarmen eingehenden Aufſchluß geben; die politiſche 
Behörde kann daher auf Grund der Wahrnehmungen bei Gericht die 
Conduiteliſten mit größerer Gründlichkeit ausfertigen; überhaupt kommt 
aber die genauere Perſonalkenntniß der Gendarmen der Behörde 
mehrſeitig zu ſtatten. 

Der politiſche Beamte als ſtaatsanwaltſchaſtlicher Functionär hat 
auch Gelegenheit, die Oberbehörden auf Uebertretungen 
aufmerkſam zu machen, welche nicht allein auf den Bezirk beſchränkt 
find, und kann dadurch deren Abhilfe veranlaſſen. So erſtattete der 
Verfaſſer an die Statthalterei in folgenden Fällen die Anzeige: Aus 
einem ungariſchen Grenzbezirke kamen wiederholt „Abbrandler“ mit von 
den Ortsbehörden beſtätigten Brandzeugniſſen; die diesbezüglichen Do⸗ 
cumente wurden der Statthalterei vorgelegt, welche dadurch Gelegenheit 
fand, die Aufmerkſamkeit der ungariſchen Behörden auf dieſe Vorkomm⸗ 
niſſe zu lenken. Gegen einen Lebzelter, der mit Fuchſin und Schwein⸗ 
furtergrün gefärbte Lebkuchen verkaufte, wurde die Anklage erhoben; die 
Verhandlung zeigte, daß die Färbung des Ueberzuges der candirten 
Lebkuchen mit Fuchſin allgemeiner Gewerbsgebrauch ſei; hierüber wurde 
der Statthalterei die Mittheilung gemacht. 


Durch die Beſorgung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Agenden bieten 
ſich dem politiſchen Beamten viele Gelegenheiten, Art und Weiſe 
der Handhabung des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes 
durch die Gemeinden zu controliren. 


Bei einer Verhandlung z. B. zeigte ſich, daß eine Gemeinde 
keinen Arreſt habe; die politiſche Behörde veranlaßte nach mündlicher 
Verſtändigung die Herſtellung eines ſolchen. Die Polizeiorgane einer 
Gemeinde erwieſen ſich in einigen Straffällen als recht unverläßlich; 
die Bezirkshauptmannſchaft wirkte dahin, daß geeignetere Polideidiener 
beſtellt wurden. In einer anderen Gemeinde wurden Ortsarme als 
Bettler beanſtändet; die politiſche Behörde verhielt die Gemeindever⸗ 
tretung zu einer beſſeren Armenverſorgung. Bei Unterſuchung über eine 
Anzeige wegen Uebertretung des $ 448 St. G. trat zu Tage, daß 
die Gemeinde die vorgeſchriebene Feuerbeſchau nicht vorgenommen habe; 
dies gab der Bezirkshauptmannſchaft Veranlaſſung, das Feuerlöſchweſen 
dieſer Gemeinde von Grund aus zu regeln. 


Die Kenntniß der Competenzen der verſchiedenen Behörden, der 
Straf⸗ und Verwaltungsgeſetze geſtattet es dem politiſchen Beamten, 
nach durchgeführter Strafverhandlung andere Behörden 
im Intereſſe ihres Wirkungskreiſes von einzelnen Vor⸗ 
fällen (über welche die hie und da einlangenden Auskunftstabellen 
nichts enthalten) zu verſtändigen. 
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Ein des Betruges Angeklagter hatte das Hauſirpatent übertreten, 
eine wegen Diebſtahles Beſtrafte hatte unbefugt eine Lotterie veranſtaltet; 
in beiden Fällen wurde die Finanzbehörde zur Strafamtshandlung ver⸗ 
ſtändigt. Ein Angeklagter hatte gewerbsmäßig auf Pfänder geliehen, 
ein anderer unbefugt ein conceſſionirtes Gewerbe betrieben, ein dritter 
ohne Betriebsbewilligung einen Steinbruch eröffnet; ein Strazzenſammler 
wurde wiederholt wegen Eigenthumsübertretungen beſtraft; der Beſitzer 
eines conceſſionirten Gewerbes hatte durch Ankauf verdächtiger Waaren 
die Forderung der Verläßlichkeit verloren — in all dieſen Fällen wurde 
von dem Verfaſſer auf Grund kurzer, bei den Gerichtsverhandlungen 
gemachter Notizen die politiſche Amtshandlung eingeleitet. Wiederholt 
bot fi) auch Gelegenheit, bei der Acteneinſicht Uebertretungen der 
militäriſchen Meldungsvorſchriften zu conſtatiren und den Schuldigen 
der Beſtraſung zuzuſühren; auch dürfte es hie und da einem auf⸗ 
merkſamen Functionär gelingen, eines Stellungsflüchtlings habhaft 
zu werden. Selbſt auf das Schulweſen, die Handhabung der 
Schuldisciplin kann ſich das Augenmerk des Functionärs erſtrecken, 
z. B. zu Wahrnehmungen über gröbere Unſittlichkeiten von Schulkindern 
u. dgl. m. 

Durch ſolche in zweijähriger Praxis gemachte Erfahrungen 
kam der Verfaſſer zu dem Schluſſe, daß der politiſche Beamte als 
ſtaatsanwaltſchaſtliches Organ der Verwaltung weſentliche Dienſte zu 
leiſten vermag; aber auch dem Straſgerichtsweſen kann er mit der ihm 
eigenthümlichen Geſetzes⸗ und Compentenzenkenntniß gewiß beſonders 
gute Dienſte leiſten. 

Aus dieſen Gründen, und weil der politiſche Beamte im Amts⸗ 
bezirke Regierungsvertreter iſt, dürfte derſelbe vor Allen berufen ſein, 
als Vertreter des Staates, als ſtaatsanwaltſchaftliches Organ aufzutreten. 

Auch auf die Ausbildung und Stellung des politiſchen 
Beamten haben die ſtaats anwaltſchaftlichen Functionen 
vortheilhaften Einfluß. Durch den unausgeſetzten Gebrauch des 
Strafgeſetzes bleibt er mit ſtreng juridiſchen Auslegungen in Uebung; 
der Gebrauch der Strafproceßordnung wird ihm im politiſchen Straf⸗ 
verfahren, welches ſich wohl noch im Anfangsſtadium der Entwicklung 
befindet, in analogen Fällen häufig zu Statten kommen; durch die 
Oeffentlichkeit der Verhandlung und die öftere Anweſenheit von Vertheidi⸗ 
gern wird er im Plaidiren und Debattiren geübt. 

Das Kapitel von den Nachtheilen der Beſorgung der ſtaatsan⸗ 
waltſchaftlichen Functionen durch den Beaniten der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft für den politiſchen Verwaltungsdienſt iſt nur kurz, die Nachtheile 
aber ſind immerhin beachtenswerth. 

Der Hauptſchaden iſt, daß durch dieſes Nebenamt viel, viel 
koſtbare Zeit verloren geht. Am meiſten zeitraubend ſind die Haupt⸗ 
verhandlungen. Bei dem Bezirksgerichte, an welchen der Verfafſer als 
Ankläger fungirt, betrug die Zahl der im Jahre 1877 wegen Ueber⸗ 
tretungen erhobenen Anklagen 950, welche deſſen Anweſenheit an 52 
Tagen, die Intervention ſeines Stellvertreters an 82 Tagen erſorderten. 
Nun kamen noch die andern kleinen Geſchäſte hinzu: Durchſicht der Acten, 
Antragſtellung, Correſpondenzen, Führung der Protokolle (eines all⸗ 
gemeinen und eines Präſidialprotokolles), protokollariſche Aufnahme der 
Anzeigen. Es läßt ſich hieraus ermeſſen, wie viele Zeit dieſes Amt in 
Anſpruch nimmt. 

Ein weiterer Nachtheil iſt der, daß der Beamte zweien Herren 
unterſteht, dem Bezirkshauptmanne und dem Staatsanwalte und daß 
derſelbe vermöge der Beſonderheit ſeiner diesbezüglichen Stellung 
(indem er fich in unmittelbare Verbindung mit Sicherheits⸗, Staats⸗, 
Landes⸗ und Gemeindebehörden ſetzen, ſelbſt die bewaffnete Macht zum 
Beiſtande auffordern kann) leicht eine der Disziplin abträgliche, zu große 
Selbſtſtändigkeit erlangen kann. Die aus dieſem Verhältniſſe entſpringenden 
Schwierigkeiten dürften aber nicht bedeutende ſein. 

Recht unbequem iſt auch der Umſtand, daß der Functionär ſeine 
eigene Kanzlei hat, deren Geſchäfte (Präſentiren, Mundiren, Expediren) 
aber wieder von der Kanzlei der Bezirkshauptmannſchaft verſehen werden 
müſſen; dem Pauſchale der politiſchen Behörde erwachſen dadurch Auslagen, 
für die bei Bemeſſung desſelben ſelten vorgeſorgt wurde. 

Wenn das hier angeführte zuſammengeſaßt wird, ſo kommt man 
zu dem Schluſſe, daß der politiſche Beamte die Beſorgung der ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Functionen ſowohl zum Vortheile des Verwaltungs⸗ 
als des Juſtizdienſtes verſehen wird, wenn bei dem Perſonalſtande der 
politiſchen Behörde dieſem Nebengeſchäfte vollkommen Rechnung getragen 
wurde. f 


Nur unter der Vorausſetzung, daß der politiſche Beamte hinlänglich 
Zeit für ſeine Verwaltungs⸗ und ſtaatsanwaltſchaftlichen Geſchäfte hat, gelten 
die oben angeführten Vortheile. Iſt der politiſche Beamte in beiden 
Fächern mit Arbeit überlaſtet, ſo wird er in keinem etwas leiſten. 

Sollen alſo die ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionäre in Zukunft 
mehr als bloße Anklagetheorie⸗Repräſentanten ſein, den Intentionen 
des Geſetzes entſprechen und in das praktiſche Leben eingreifen, ſo müßte 
im Allgemeinen eine Vermehrung der unterſten Stellen der politiſchen 
Beamten eintreten, weil bei unferer intenſiven Verwaltung im Durch⸗ 
ſchnitte die auf denſelben ruhende Arbeitsmenge ohnehin fo groß ift, 
daß nur immer das Nothwendigſte gearbeitet wird, das Nothwendige 
aber der Zukunft überlaſſen bleiben muß. 

Zum Schluſſe ſollen noch einige Bemerkungen beigefügt werden, 
wie bei Bezirkshauptmannſchaften mit größerem Perſonalſtatus die 
ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionen am Nützlichſten beſorgt werden dürften. 
Als Functionär wäre ein Commiſſär oder Concipiſt, als Stellvertreter 
ein Prakticant zu beſtellen; dem Functionär wäre das geſammte Straf⸗ 
und Polizeireferat, als mit ſeinem gerichtlichen Wirkungskreiſe am meiſten 
connex, zuzuweiſen. Die minderwichtigen Angelegenheiten hätte der Stell⸗ 
vertreter, die bedeutenderen der Functionär zu beſorgen, da es im Intereſſe 
des Dienſtes und des Amtsanſehens gegenüber der Bevölkerung als 
nothwendig erſcheint, daß ein älterer, ſeiner Aufgabe gewachſener Beamter 
als ſtaatsanwaltſchaftliches Organ fungire; es iſt das auch deßhalb 
wünſchenswerth, weil die ſtaatsanwaltſchaſtlichen Functionen einem ganz 
jungen, ungeſchulten Beamten Gelegenheit gäben, ſehr viel Zeit zu 
vertrödeln und der Chef ihn hierbei nicht controliren könnte, während 
der ältere Beamte die Thätigkeit ſeines Stellvertreters genau überwachen 
und regeln kann. 

Viele Zeit wird gewonnen, wenn dem Functionär Druckſorten 
beigeſtellt werden, welche die Schablone der Antragſtellung, bezüglich 
Führung der Vorerhebungen, geſetzliche Beſtrafung und Einſtellung ent⸗ 
halten. 


Noch ſei eine Schlußbemerkung geſtattet, dieſelbe gehört wohl 


nicht ſtrenge zu der Erörterung und mag manchem kleinlich erſcheinen; 


fie bezieht ſich aber auf einen bisher frommen Wunſch des Verfaſſers, 
der an dieſer Stelle ausgeſprochen werden ſoll. 

Nach der Uniformirungsvorſchrift iſt der Staatsbeamte bei feier⸗ 
lichen Gelegenheiten oder im Amtsverkehre mit dem Publicum verpflichtet, 
in Uniform zu erſcheinen. Der Richter urtheilt im Namen Seiner Maje⸗ 
ſtät des Kaiſers, der Ankläger tritt im Namen des Staates auf, die 
Gerichtsverhandlung iſt öffentlich; 
wenn Richter und Ankläger, (ſtatt wie es vorkommen mag, mit Schreib⸗ 
ärmel und Lodenjoppe) ſowohl um dem Geſetze zu genügen, als auch 
um der ſeierlichen Form Rechnung zu tragen, ausdrücklich verpflichtet 
würden, in Amtskleidung zu erſcheinen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe der Beſcholtenheit im Sinne des Art. III des 

Geſetzes vom 5. März 1802, N. G. Bl. Nr. 18. Ausweiſung 

einer Perſönlichkeit aus dem Gemeindegebiete, durch deren Auf⸗ 

enthalt in der Gemeinde die öffentliche Ruhe und Ordnung in 
derſelben gefährdet erſcheint. 

Wegen der Erbitterung und der Aufregung, welche das wucheriſche 
und unſittliche Benehmen des Jacob K. unter der Bevölkerung 
der Stadt Sch. hervorrief, dann der wiederholt an den Straßenecken 
vorgefundenen gegen den „Juden“ K. gerichteten Pasquille und der 
ſich mehrenden gleichen Anzeichen, welche der Ausſchreitung gegen die 
Juden im Jahre 1866 vorangingen, ſah ſich der Bezirkshauptmann 
in Sch. veranlaßt, eine außerordentliche Verſammlung der Stadt⸗ 
gemeindevertretung zu berufen und derſelben aufzuerlegen, die ent⸗ 
ſprechenden Vorkehrungen zur Aufrechthaltung der Ordnung und Ruhe 
in der Stadt bei Vermeidung der geſetzlichen Folgen zu treffen, um ſo 
mehr, als ein Jahrmarkt bevorſtehe, welcher immer außerordentlich 
empfindliche Elemente für derlei Ausſchreitungen einer hiezu ohnehin 
ſehr geneigten Claſſe der Bevölkerung von Sch. zuführt. 

In dieſer Verſammlung hat die Gemeindevertretung außer 
mehreren polizeilichen Sicherheitsvorkehrungen auch einſtimmig die Aus⸗ 


da wäre es wohl ſehr am Platze, 
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| weifung des Jacob K., aus öffentlichen polizeilichen Rückſichten be⸗ 
ſchloſſen. 

In dem betreffenden Sitzungsprotokolle vom 7. März 1877 
wird dieſer Beſchluß damit begründet, daß, 1. Jacob K. als Aus⸗ 
wärtiger ſich mit keiner berechtigten Erwerbsquelle und keinen anderen 
Einnahmen ausweiſen kann und daß es im Gegentheile bekannt iſt, 
daß er ſich nur mit Wucher im größten Maße und mit der Verführung 
der Leute zu allerlei Rechtsſtritten befaßt und allgemeines Aergerniß 
unter der Bevölkerung, beſonders der niederen Claſſe bewirkt hat; 
2. daß derſelbe in ſittlicher Beziehung keinen lobeuswerthen Ruf be⸗ 
ſitzt, da er in dieſer Hinſicht das Volk durch öffentliche Auftritte 
gegen ſich aufgereizt hat und daß auch bei einer ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 
handlung in dieſer Hinſicht verſchiedene Sachen vorgebracht worden 
ſind, und daß 3. nur ſeine Perſon die Nothwendigkeit der außer⸗ 
ordentlichen polizeilichen Vorkehrungen und eine Furcht in der Stadt 
hervorgebracht hat, in Folge deren außergewöhnliche Maßregeln zur 
Erhaltung der öffentlichen Ordnung und Ruhe getroffen werden 
mußten, um ſo mehr als die Erbitterung auch gegen die übrigen 
Israeliten, obwohl grundlos, wachſen würde. 

Unterm 8. März 1877 hat der Stadtrath dem Jacob K. einen 
Erlaß nachſtehenden Inhaltes zukommen laſſen: 

„Um allen weiteren durch Ihr Handeln verſchuldeten, die öffent⸗ 
liche Ruhe und Ordnung in der Stadt ſtörenden und öffentliches 
Aergerniß hervorrufenden Vorfällen bei Zeiten zuvorzukommen, wird 
Ihnen als Auswärtiger auf Grund des einſtimmigen Beſchluſſes der 
Gemeindevertretung der königl. Stadt Sch. vom 7. März 1877 aus 
Ihnen wohl bekannten Urſachen, aus öffentlichen polizeilichen Rückſichten 
die Ausweiſung aus der Stadtgemeinde gegeben und ſind Sie ver⸗ 
pflichtet, binnen 14 Tagen unter Vermeidung von Zwangsmitteln die 
Stadtgemeinde zu verlaſſen. (58 11, 28 uud 59 Gem.⸗Ord.) Da⸗ 
gegen ſteht Ihnen der Recurs an die politiſche Behörde binnen 
14 Tagen frei.“ 

Gegen dieſen Beſchluß hat K. eine Beſchwerde bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Sch. überreicht, worin er geltend machte, daß die 
Vorausſetzungen des $ 11 Gem.⸗Ord. für eine geſetzmäßige Ausweiſung 
abgehen, da er weder der öffentlichen Mildthätigkeit zur Laſt ſalle 
noch auch er ſelbſt oder ſeine Angehörigen eine unerlaubte Handlung 
begangen hätten; daß er ſich keiner wie immer gearteten Handlung 
ſchuldig gemacht habe, die zu dem angeblichen Auftritt Anlaß gegeben 
hätte, daß ihm ferner die Gründe ſeiner Ausweiſung nicht bekannt 
ſeien und daß endlich die Freizügigkeit der Perſon ein im Artikel 6 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 jedem Staatsbürger 
gewährleiſtetes Recht ſei. 

In dem Einbegleitungsberichte, welchen der Stadtrath über dieſe 
Beſchwerde an die Bezirkshauptmannſchaſt erſtattete, geſchieht deſſen Er⸗ 
wähnung, daß K. laut Urtheiles des Bezirksgerichtes Sch. vom 
14. März 1863 wegen Uebertretung der Mitſchuld an Diebſtahl mit 
4wöchentlichem, in jeder Woche mit einer Faſte verſchärften Arreſte 
abgeſtraft worden ſei, laut Amtszeugniſſes jedoch die nachtheiligen 
Folgen dieſer Verurtheilung ihm nicht mehr ankleben. Weiters wird 
in dieſem Berichte geſagt, daß dort, wo die allgemeine öffent⸗ 
liche Meinung durch die Aeußerung eines allgemeinen 
Unwillens dem Mißfallen an dem Lebenswandel eines 
Menſchen ſo ofſenen Ausdruck gebe, wie dies bei K. der Fall 
ſei, es gewiß der Nothwendigkeit eines weiteren Nachweiſes nicht 
bedürſe, daß der Lebenswandel nicht unbeſcholten ſei. 

Mit Entſcheidung vom 19. Mai 1877 hat die Bezirkshanpt⸗ 
mannſchaſt dem Recurſe keine Folge gegeben und die dagegen vorge— 
brachten Einwendungen zurückgewieſen. 

K. recurrirte nun an die Statthalterei, welche aber mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 19. October 1877 der Berufung desſelben keine Folge 
gab, weil Auswärtige im Grunde des 8 11 Gemeindeordnung aus dem 
Gemeindegebiete ausgewieſen werden können, wenn ſie keinen unbe⸗ 
ſcholtenen Lebenswandel führen und weil K. mit dem Erkenntniſſe des 
beſtandenen Bezirksamtes in Sch. vom 14. März 1863 wegen Ueber⸗ 
tretung der Mitſchuld am Diebſtahle verurtheilt worden iſt und daher 
von ihm nicht geſagt werden kann, daß er einen unbeſcholtenen Lebens⸗ 
wandel führt. 

Im Miniſterialrecurſe machte K. geltend, daß der 8 11 G. O. 
auf ihn keine Anwendung finde. Denn nach dieſem Paragraphe ſteht 
der Gemeinde das Ausweiſungsrecht nur in dem Falle zu, wenn ſich 


der Auswärtige während des Aufenthaltes in der betreffenden Gemeinde 
gegen die Anforderungen vergeht, deren Beobachtung zur Zuerkennung 
der Eigenſchaft „Unbeſcholtenheit“ gefordert wird, da nur dann von 
ihm geſagt werden kann, daß er kein unbeanſtändetes Leben führe. Nun 
ſei aber durch das dem Recurſe beigeſchloſſene Amtszeugniß des Bezirks⸗ 
gerichtes Sch. vom 3. December 1871 dargethan, daß die geſetzlichen 
Folgen des Straferkenntniſſes ddo. Schüttenhofen 13. März 1863, 
mit welchem er wegen Uebertretung der Mitſchuld am Diebſtahle zu 
vierwöchentlichen in jeder Woche mit einmal Faſten verſchärften Arreſt 
verurtheilt wurde, durch den Ablauf von mehr als 3 Jahren und in 
Folge der guten, ämtlich bezeugten Aufführung aufgehört haben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 23. Jänner 
1878, 3. 18089 ex 1877, dem Recurſe des Jakob K. unter Hin⸗ 
weiſung auf den § 11 der Gemeindeordnung vom 16. April 1864 
keine Folge zu geben befunden, „weil die Gemeinde berechtigt ift, Aus⸗ 
wärtigen, welche keinen unbeſcholtenen Lebenswandel ſühren, den Auf⸗ 
enthalt in ihrem Gebiete zu verweigern.“ H. 


Wenn der Gemeindevorſteher an den 

der ihm untergeordneten Beamten ſich unmittelbar nicht betheiligt 

hat, ſo iſt er auch nicht verpflichtet, den durch dieſe Beamten 
verurſachten materiellen Schaden zu erſetzen. 


Der Stadtcaſſier Johann S. hat den Betrag von 1470 fl. 
unterſchlagen und da der Bürgermeiſter Leopold 3. die Stadtcaſſe 
während ſeiner Amtirung nicht ſcontrirt hat, ſo wurde er von den 
autonomen Behörden und zwar in der letzten Inſtanz von dem galizi⸗ 
ſchen Landesausſchuſſe für ſämmtliche Abgänge in der Stadtcafje für 
verantwortlich erklärt. 

Auf dieſer Entſcheidung geſtützt, belangte nun die beſchädigte 
Stadtgemeinde den Bürgermeiſter Leopold 3 auf Erſatz von 1470 fl., 
wurde jedoch von allen drei Inſtanzen mit dem Klagebegehren abge⸗ 
wieſen, vom k. k. oberſten Gerichtshofe mit Entſcheidung vom 17. Mai 
1877, 3. 9658 aus folgenden Gründen: — „Nach 8 64 des 
galiziſchen Gemeindegeſetzes iſt zwar der Gemeindevorſteher für ſeine 
Amtshandlungen verantwortlich und zu denſelben gehört allerdings die 
Ueberwachung des ihm zugewieſenen Amtsperſonales. (3 52 des Gemeinde⸗ 
geſetzes.) Allein der obbezogene § 64 Gemeindegeſetz kann nicht in jener 
Weiſe ausgelegt werden, daß der Gemeindevorſteher auch den materiellen 
Schaden zu erſetzen habe, welcher durch die geſetzwidrigen Handlungen 
der ihm untergeordneten Beamten, inſofern der Gemeindevorſteher nicht 
unmittelbar an denſelben betheiligt erſcheint, verurſacht worden. Eine 
ſolche Betheiligung des Leopold Z. an der dem Johann S. zur Laſt 
gelegten Defraudation wird von der klägeriſchen Gemeinde nicht einmal 
behauptet. Dem Belangten Leopold Z. als geweſenen Gemeindevorſteher 
wird bloß die Unterlaſſung der Caſſeſcontrirung zur Laſt gelegt. 
Wenngleich Scontrirungen zur Entdeckung der Defraudationen ſühren, 
ſo kann dennoch nicht behauptet werden, daß durch Scontrirungen 
Defraudationen immer beſeitigt werden. Uebrigens hat im Sinne 8 38 
des Gemeindegeſetzes der Gemeinderath die Scontrirung zu veranlaſſen 
und es liegt nicht vor, daß der Gemeinderath von K. den Belangten 
mit der Caſſeſcontrirung betraut hat. Ger. H. 


geſetzwidrigen Handlungen 


Grüfte bilden keinen Gegenſtand des Verkehrs und können nicht 
in Execution gezotzen werden. 

Mit handelsgerichtlichem Beſcheide wurde dem A. 
der Wechſelforderung per 350 fl. die Mobilarexecution bewilligt, das 
weitere Begehren um Bewilligung der executiven pſandweiſen Beſchreibung 
und Schätzung der von dem Executen angekauſten Gruſt aber abge⸗ 
wieſen, weil dieſe Executionsführung und die damit verbundene Ver⸗ 
äußerung ſowohl dem Executen als auch ſeiner Familie zu beſonderem 
Schimpf gereichen würde, daher die Bewilligung derſelben nach § 340 
a. G. O, unzuläſſig iſt. 

Den vom Executionsführer ergriffenen Recurs hat das Oberlandes⸗ 
gericht mit Hinweiſung auf die Begründung des erſten Richters und 
auch aus dem Grunde abgewieſen, weil der Grund und Boden des Gottes⸗ 
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ackers aus öffentlichen und kirchlichen Rückſichten dem Zwecke der Leichen⸗ 
begrabung gewidmet iſt, daher keinen Gegenſtand des Verkehrs bildet 
und das darauf für eine Perſon oder Familie erworbene Recht einer 
beſtimmten Begräbnißſtätte kein Eigenthum des Grundplatzes bildet, das 
in Execution gezogen werden könnte. 

Dem a. o. Reviſionsrecurſe hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit 
Entſcheidung vom 28. Nov. 1877, 8. 14257, keine Folge gegeben, 
weil die gleichförmigen Entſcheidungen in der Erwägung gerechtfertigt 
erſcheinen, daß Grüſte als durch das religiöſe Gefühl und die 
Satzungen der Kirche geweihte Stätten keinen Gegenſtand des allgemeinen 
Verkehrs bilden, daher auch der Execution nicht unterzogen werden 
können. Ger. H. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 8. Jaͤnner 1878, 3. 17699, betreffend 

die Behandlung von aus dem Auslande einlangenden Cipilſtandsurkun den (ins⸗ 

beſondere Todtenſcheinen) über öſterr. Staatsangehörige, deren Zugehörigkeit 
nach vorhergehender Nachforſchung nicht zu conſtatiren iſt. 


Das k. und k. Miniſterium des Aeußern hat Anlaß genommen, darauf 
hinzuweiſen, daß nicht ſelten aus dem Auslande Civilſtandsurkunden (ins⸗ 
beſondere Todtenſcheine) über öſterreichiſche Saatsangehörige einlangen, bezüglich 
welcher wegen Mangels wichtiger oder genauer Daten in Bezug auf Name und 
Heimat die Zu zehörigkeit der betreffenden Perſon nicht ermitttelt werden kann, 
daß hiernach dieſe Urkunden wieder in das Ausland zurückgeſendet werden und 
dieſelben. da deren Berichtigung nicht mehr erzielbar erſcheint, für die Angehörigen, 
die in die Lage kommen können, auf dieſe Documente geſtützt, Rechtsanſprüche 
zu erheben, oder überhaupt von denſelben Gebrauch zu machen, häufig gänzlich 
verloren gehen. 

Zur Beſeitigung dieſes Uebelſtandes hat ſich das k. k. Miniſterium des 
Innern mit dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht und dem k. k. 
Juſtizminiſterium dahin geeiniget, daß ſämmtliche aus dem Auslande ein⸗ 
langende Civilſtandsurkunden ſolcher öſterr. Staatsangehöriger, deren 
Zugehörigkeit nach vorhergehender Nachforſchung nicht zu con⸗ 
ſtatiren iſt und welche Urkunden daher ihrer Beſtimmung nicht 
zugeführt werden können, behufs Evidenthaltung derſelben hierorts ge⸗ 
ſammelt und aufbewahrt werden und daß zur Erreichung des Zweckes dieſer 
Aufbewahrung von Jahr zu Jahr eine Veröffentlichung des Verzeichniſſes der 
aufbewahrten Urkunden durch die ämtlichen Zeitungen der einzelnen Länder erfolge. 

Von dieſer Anordnung werden Hochdieſelben zur gefälligen Kenntnißnahme 
und Darnachachtung mit dem Beifügen in die Kenntniß geſetzt, daß hiedurch, wie oben 
bereits angedeutet iſt, in den vorkommenden Fällen die Einleitung eingehender 
Nachforſchungen keineswegs ausgefchloffen ift, daß vielmehr diere Erhebungen, ſo 
lange deren Erfolgloſigkeit nicht unzweifelhaft iſt fortzuſetzen, und daß Todtenſcheine, 
wenn irgend ein Anhaltspunkt gegeben iſt, ſtets den Gerichten zur Durchführung 
ihrer abhandlungs behördlichen und allfälligen pflegſchaftlichen Obliegenheiten zuzu⸗ 
mitteln ſind. Erſt dann, wenn die eindringlich zu pflegenden Nachforſchungen zu 
keinem Erfolge führten, find die betreffenden Urkunden zur weiteren Aufbewahrung 
hieher einzuſenden. 


a En 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten des Finanz⸗ 
miniſteriums Johann Ries anläßſich deſſen Penſionirung den Titel eines Hilfs⸗ 
ämter⸗Directors verſiehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Karl Eſchig zum Finanz⸗ 
jeeretär für den Bereich der Finanzdirection in Troppau e nannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Arnold v. Beiſinger, 
Joſef Effenberger und Franz Hradil zu Steuer-Oberinfpectoren für den 
Bereich der Finanzlandesdirection in Brünn ernannt. 

— — 
Erledigungen. 


Rechnungsrevidenten⸗ und Prakticantenſtellen bei der Finanzdirection in 
Oberöſterreich, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 36.) 

Polizeicommiſſärsſtelle in Trient in der neunten Rangsclaſſe, bis Ende 
Februar. (Amtsbl. Nr. 38.) 

Zwei Armenarztesſtellen mit je 400 fl. Jahresgehalt, bis Ende Februar. 
(Amtsbl. Nr. 38.) 

Rechnungsofficials⸗ eventuell Rechnungsaſſiſtentenſtelle hei 
märkiſchen Statthalterei mit der zehnten, reſp. eilften Rangsclaſſe, 
(Amtsbl. Nr. 41.) 


der k. k. ſteier⸗ 
bis 12. März. 
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